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IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Landesverwaltungsgericht Tirol hat durch seine Richterin Dr. Felizitas Schiessendoppler-Luchner über die

Beschwerde der A A, Z, vertreten durch RA Mag. C C, Z, gegen das Straferkenntnis der Bezirkshauptmannschaft Y, vom

27.01.2015 zu Zl ***, nach durchgeführter öffentlicher mündlicher Verhandlung
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zu Recht erkannt:

1.       Gemäß § 50 VwGVG wird der Beschwerde Folge gegeben, das erstinstanzliche Straferkenntnis behoben und das

Verwaltungsstrafverfahren gemäß § 45 Abs 1 Z 2 VStG zur Einstellung gebracht.1. Gemäß Paragraph 50, VwGVG wird

der Beschwerde Folge gegeben, das erstinstanzliche Straferkenntnis behoben und das Verwaltungsstrafverfahren

gemäß Paragraph 45, Absatz eins, Ziffer 2, VStG zur Einstellung gebracht.

2.       Gegen dieses Erkenntnis ist gemäß § 25a VwGG eine ordentliche Revision an den Verwaltungsgerichtshof nach

Art 133 Abs 4 B-VG nicht zulässig.2. Gegen dieses Erkenntnis ist gemäß Paragraph 25 a, VwGG eine ordentliche Revision

an den Verwaltungsgerichtshof nach Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht zulässig.

R e c h t s m i t t e l b e l e h r u n g

Gegen diese Entscheidung kann binnen sechs Wochen ab der Zustellung Beschwerde an den Verfassungsgerichtshof,

Freyung 8, 1010 Wien, oder außerordentliche Revision an den Verwaltungsgerichtshof erhoben werden. Die

Beschwerde an den Verfassungsgerichtshof ist direkt bei diesem, die außerordentliche Revision an den

Verwaltungsgerichtshof ist beim Landesverwaltungsgericht Tirol einzubringen.

Die genannten Rechtsmittel sind von einem bevollmächtigten Rechtsanwalt bzw einer bevollmächtigten

Rechtsanwältin abzufassen und einzubringen, und es ist eine Eingabegebühr von Euro 240,00 zu entrichten.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e

I.römisch eins.

Sachverhalt:

Mit Anzeige der Landespolizeidirektion Tirol vom 16.03.2014 wurden dem Beförderer, der Firma B B GmbH diverse

Übertretungen nach dem Gefahrgutbeförderungsgesetz zur Last gelegt. In der Folge wurde die

Landespolizeidirektion Tirol ersucht einen verantwortlichen Beauftragten im Sinne des § 9 VStG bekanntzugeben. Der

Rechtsvertreter gab A A als Gefahrgutbeauftragte der Firma B B GmbH bekannt und übermittelte die

Bestellungsurkunde an die erste Instanz. Mit Anzeige der Landespolizeidirektion Tirol vom 16.03.2014 wurden dem

Beförderer, der Firma B B GmbH diverse Übertretungen nach dem Gefahrgutbeförderungsgesetz zur Last gelegt. In

der Folge wurde die Landespolizeidirektion Tirol ersucht einen verantwortlichen Beauftragten im Sinne des Paragraph

9, VStG bekanntzugeben. Der Rechtsvertreter gab A A als Gefahrgutbeauftragte der Firma B B GmbH bekannt und

übermittelte die Bestellungsurkunde an die erste Instanz.

Aus dieser Bestellungsurkunde geht hervor, dass A A, geb am xx.xx.xxxx, per 01.04.2012 zur Gefahrgutbeauftragten

bestellt worden ist. A A und auch der Geschäftsführer B B haben diese Bestellung unterschrieben.

Der Rechtsvertreter hat mit der Vorlage am 12.08.2014 auch schriftlich mitgeteilt, dass B B als Geschäftsführer der B B

GmbH zur Vertretung nach Außen berufen und verwaltungsstrafrechtlich verantwortlich ist.

II.römisch zwei.

Rechtliche Bestimmungen:

Im gegenständlichen Fall kommen die Bestimmungen des Bundesgesetzes über die Beförderung gefährlicher Güter

(Gefahrgutbeförderungsgesetz – GGBG)

in der Fassung BGBL I Nr 145/1998 in der Fassung des BGBl I Nr 91/2013 zur Anwendung: Im gegenständlichen Fall

kommen die Bestimmungen des Bundesgesetzes über die Beförderung gefährlicher Güter

(Gefahrgutbeförderungsgesetz – GGBG), in der Fassung BGBL römisch eins Nr 145 aus 1998, in der Fassung des

Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr 91 aus 2013, zur Anwendung:

Sicherheitsberater (Gefahrgutbeauftragte)

§ 11.Paragraph 11,

(1) Unternehmen, deren Tätigkeiten die Beförderung gefährlicher Güter nach den gemäß § 2 Z 1 bis 3 in Betracht

kommenden Vorschriften oder das mit dieser Beförderung zusammenhängende Befüllen oder Verpacken sowie Be-

oder Entladen, mit Ausnahme des Entladens am endgültigen Bestimmungsort, umfassen, haben eine oder mehrere

qualiMzierte Personen mit deren Zustimmung als Sicherheitsberater für die Gefahrgutbeförderung

(Gefahrgutbeauftragte) zu benennen. Diese VerpNichtung gilt nicht für Unternehmen, deren Tätigkeiten sich auf die
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Beförderung gefährlicher Güter in Mengen erstrecken, die unterhalb der für den jeweiligen Verkehrsträger in 1.8.3.2 lit.

a ADR oder ADN oder 1.8.3.2 lit. b RID verwiesenen Grenzwerte liegen. Die Unternehmen haben dem Bundesminister

für Verkehr, Innovation und Technologie binnen eines Monats nach Benennung oder Änderung der Benennung Namen

und Geburtsdatum der betreQenden Gefahrgutbeauftragten, Ausstellungsstaat und Nummer des

Schulungsnachweises, den Beginn und gegebenenfalls das Ende von deren Funktionsdauer sowie allfällige

Einschränkungen ihres Aufgabengebiets mitzuteilen. Der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie darf

Auskünfte über diese Meldungen nur Unternehmen und Gefahrgutbeauftragten in ihren eigenen Angelegenheiten

sowie den Kontroll- und Strafbehörden erteilen.(1) Unternehmen, deren Tätigkeiten die Beförderung gefährlicher

Güter nach den gemäß Paragraph 2, ZiQer eins bis 3 in Betracht kommenden Vorschriften oder das mit dieser

Beförderung zusammenhängende Befüllen oder Verpacken sowie Be- oder Entladen, mit Ausnahme des Entladens am

endgültigen Bestimmungsort, umfassen, haben eine oder mehrere qualiMzierte Personen mit deren Zustimmung als

Sicherheitsberater für die Gefahrgutbeförderung (Gefahrgutbeauftragte) zu benennen. Diese VerpNichtung gilt nicht

für Unternehmen, deren Tätigkeiten sich auf die Beförderung gefährlicher Güter in Mengen erstrecken, die unterhalb

der für den jeweiligen Verkehrsträger in 1.8.3.2 Litera a, ADR oder ADN oder 1.8.3.2 Litera b, RID verwiesenen

Grenzwerte liegen. Die Unternehmen haben dem Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie binnen

eines Monats nach Benennung oder Änderung der Benennung Namen und Geburtsdatum der betreQenden

Gefahrgutbeauftragten, Ausstellungsstaat und Nummer des Schulungsnachweises, den Beginn und gegebenenfalls

das Ende von deren Funktionsdauer sowie allfällige Einschränkungen ihres Aufgabengebiets mitzuteilen. Der

Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie darf Auskünfte über diese Meldungen nur Unternehmen und

Gefahrgutbeauftragten in ihren eigenen Angelegenheiten sowie den Kontroll- und Strafbehörden erteilen.

(2) Gefahrgutbeauftragte haben unter der Verantwortung der Unternehmensleitung die in den gemäß § 2 in Betracht

kommenden Vorschriften genannten Aufgaben zu erfüllen. Soweit diese Vorschriften nicht anderes bestimmen, sind

Jahres- und Unfallberichte der Behörde nur auf deren Verlangen vorzulegen.(2) Gefahrgutbeauftragte haben unter der

Verantwortung der Unternehmensleitung die in den gemäß Paragraph 2, in Betracht kommenden Vorschriften

genannten Aufgaben zu erfüllen. Soweit diese Vorschriften nicht anderes bestimmen, sind Jahres- und Unfallberichte

der Behörde nur auf deren Verlangen vorzulegen.

(3) Die Unternehmensleitung ist verpNichtet, Gefahrgutbeauftragte bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben zu

unterstützen, ihnen hiefür ausreichend Zeit während der Arbeitszeit zu gewähren und ihnen die erforderlichen

Hilfsmittel sowie Aus- und Weiterbildungsmöglichkeiten zur Verfügung zu stellen. Die näheren Einzelheiten hinsichtlich

Ausbildung, Kostentragung der Ausbildung, Gewährung von Freizeit unter Fortzahlung des Lohnes und sonstiger

Unterstützungsmaßnahmen für unternehmensinterne Gefahrgutbeauftragte werden durch Verordnung geregelt.

(4) Gefahrgutbeauftragte müssen Inhaber eines für den oder die betreQenden Verkehrsträger gültigen

Schulungsnachweises gemäß den nach § 2 in Betracht kommenden Vorschriften sein. Zur Erlangung des Nachweises

ist eine Schulung zu absolvieren, nach der durch Bestehen einer Prüfung über die in den gemäß § 2 in Betracht

kommenden Vorschriften vorgesehenen Sachgebiete die zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen Kenntnisse

nachgewiesen werden.(4) Gefahrgutbeauftragte müssen Inhaber eines für den oder die betreQenden Verkehrsträger

gültigen Schulungsnachweises gemäß den nach Paragraph 2, in Betracht kommenden Vorschriften sein. Zur Erlangung

des Nachweises ist eine Schulung zu absolvieren, nach der durch Bestehen einer Prüfung über die in den gemäß

Paragraph 2, in Betracht kommenden Vorschriften vorgesehenen Sachgebiete die zur Erfüllung ihrer Aufgaben

erforderlichen Kenntnisse nachgewiesen werden.

(5) Der Nachweis hat eine Geltungsdauer von fünf Jahren. Sie wird automatisch um jeweils fünf Jahre verlängert, wenn

der Inhaber des Nachweises im letzten Jahr der Gültigkeit an einer Fortbildungsschulung teilgenommen und eine

Prüfung bestanden hat.

(6) Schulungskurse für Gefahrgutbeauftragte dürfen in Österreich nur von mittels Bescheid anerkannten

Schulungsveranstaltern durchgeführt werden. Über den Antrag auf Anerkennung hat der Landeshauptmann zu

entscheiden, in dessen örtlichem Wirkungsbereich Räumlichkeiten für die Durchführung der Schulungskurse gelegen

sind. BeMnden sich Räumlichkeiten auch im Wirkungsbereich von anderen Landeshauptmännern, so ist deren

Stellungnahme einzuholen. Über Anträge auf Änderung der Anerkennung hat der Landeshauptmann zu entscheiden,

der den Anerkennungsbescheid erlassen hat. Wird der Antrag von einer natürlichen Person gestellt, so muss diese das

24. Lebensjahr vollendet haben und vertrauenswürdig sein. Bei juristischen Personen müssen jene Personen



vertrauenswürdig sein, denen ein maßgeblicher EinNuss auf den Betrieb der Geschäfte zusteht. Die Anerkennung

berechtigt den Veranstalter, die im Bescheid bezeichneten Kurse und deren Kombination durchzuführen. Die

Anerkennung ist zu widerrufen, wenn die Voraussetzungen für die Erteilung nicht mehr gegeben sind.

Verwaltungsabgaben in nachstehender Höhe sind zu entrichten:

1.

für den Anerkennungsbescheid 581 Euro und

2.

für einen Bescheid über die Änderung der Anerkennung 145 Euro.

(7) Bei Schulungsveranstaltern im Bereich des Bundesheers und der Heeresverwaltung, bei denen ausschließlich

Angehörige des Aktiv- und Milizstandes entsprechend den Bestimmungen der gemäß § 2 Z 1, 2 und 3 in Betracht

kommenden Vorschriften über die Schulung der Gefahrgutbeauftragten geschult werden, bedarf es keiner

Anerkennung gemäß Abs. 6. Von diesen Schulungsveranstaltern ausgestellte Bescheinigungen behalten ihre Gültigkeit

bis zum Ablaufdatum auch dann, wenn deren Inhaber im Zeitraum zwischen Ausstellungs- und Ablaufdatum der

Bescheinigung aus dem Aktiv- und Milizstand der genannten Institutionen ausscheiden. Eine Verlängerung der

Gültigkeit kann diesfalls jedoch nur durch gemäß Abs. 6 Berechtigte erfolgen.(7) Bei Schulungsveranstaltern im Bereich

des Bundesheers und der Heeresverwaltung, bei denen ausschließlich Angehörige des Aktiv- und Milizstandes

entsprechend den Bestimmungen der gemäß Paragraph 2, ZiQer eins, 2 und 3 in Betracht kommenden Vorschriften

über die Schulung der Gefahrgutbeauftragten geschult werden, bedarf es keiner Anerkennung gemäß Absatz 6, Von

diesen Schulungsveranstaltern ausgestellte Bescheinigungen behalten ihre Gültigkeit bis zum Ablaufdatum auch dann,

wenn deren Inhaber im Zeitraum zwischen Ausstellungs- und Ablaufdatum der Bescheinigung aus dem Aktiv- und

Milizstand der genannten Institutionen ausscheiden. Eine Verlängerung der Gültigkeit kann diesfalls jedoch nur durch

gemäß Absatz 6, Berechtigte erfolgen.

(8) Bei Schulungsveranstaltungen des Bundesministeriums für Inneres, bei denen Organe des öQentlichen

Sicherheitsdienstes entsprechend den Bestimmungen der gemäß § 2 Z 1, 2 und 3 in Betracht kommenden Vorschriften

über die Schulung der Gefahrgutbeauftragten geschult werden, bedarf es keiner Anerkennung gemäß Abs. 6. Von

diesem Schulungsveranstalter ausgestellte Bescheinigungen behalten ihre Gültigkeit bis zum Ablaufdatum auch dann,

wenn deren Inhaber im Zeitraum zwischen Ausstellungs- und Ablaufdatum der Bescheinigung aus dem Aktivstand

ausscheiden. Eine Verlängerung der Gültigkeit kann diesfalls jedoch nur durch gemäß Abs. 6 Berechtigte erfolgen.(8)

Bei Schulungsveranstaltungen des Bundesministeriums für Inneres, bei denen Organe des öQentlichen

Sicherheitsdienstes entsprechend den Bestimmungen der gemäß Paragraph 2, ZiQer eins, 2 und 3 in Betracht

kommenden Vorschriften über die Schulung der Gefahrgutbeauftragten geschult werden, bedarf es keiner

Anerkennung gemäß Absatz 6, Von diesem Schulungsveranstalter ausgestellte Bescheinigungen behalten ihre

Gültigkeit bis zum Ablaufdatum auch dann, wenn deren Inhaber im Zeitraum zwischen Ausstellungs- und Ablaufdatum

der Bescheinigung aus dem Aktivstand ausscheiden. Eine Verlängerung der Gültigkeit kann diesfalls jedoch nur durch

gemäß Absatz 6, Berechtigte erfolgen.

Besondere Fälle der Verantwortlichkeit

VStG § 9.VStG Paragraph 9,

(1) Für die Einhaltung der Verwaltungsvorschriften durch juristische Personen oder eingetragene

Personengesellschaften ist, sofern die Verwaltungsvorschriften nicht anderes bestimmen und soweit nicht

verantwortliche Beauftragte (Abs. 2) bestellt sind, strafrechtlich verantwortlich, wer zur Vertretung nach außen berufen

ist.(1) Für die Einhaltung der Verwaltungsvorschriften durch juristische Personen oder eingetragene

Personengesellschaften ist, sofern die Verwaltungsvorschriften nicht anderes bestimmen und soweit nicht

verantwortliche Beauftragte (Absatz 2,) bestellt sind, strafrechtlich verantwortlich, wer zur Vertretung nach außen

berufen ist.

(2) Die zur Vertretung nach außen Berufenen sind berechtigt und, soweit es sich zur Sicherstellung der strafrechtlichen

Verantwortlichkeit als erforderlich erweist, auf Verlangen der Behörde verpNichtet, aus ihrem Kreis eine oder mehrere

Personen als verantwortliche Beauftragte zu bestellen, denen für das ganze Unternehmen oder für bestimmte



räumlich oder sachlich abgegrenzte Bereiche des Unternehmens die Verantwortung für die Einhaltung der

Verwaltungsvorschriften obliegt. Für bestimmte räumlich oder sachlich abgegrenzte Bereiche des Unternehmens

können aber auch andere Personen zu verantwortlichen Beauftragten bestellt werden.

(3) Eine natürliche Person, die Inhaber eines räumlich oder sachlich gegliederten Unternehmens ist, kann für

bestimmte räumlich oder sachlich abgegrenzte Bereiche ihres Unternehmens einen verantwortlichen Beauftragten

bestellen.

(4) Verantwortlicher Beauftragter kann nur eine Person mit Hauptwohnsitz im Inland sein, die strafrechtlich verfolgt

werden kann, ihrer Bestellung nachweislich zugestimmt hat und der für den ihrer Verantwortung unterliegenden klar

abzugrenzenden Bereich eine entsprechende Anordnungsbefugnis zugewiesen ist. Das Erfordernis des

Hauptwohnsitzes im Inland gilt nicht für Staatsangehörige von EWR-Vertragsstaaten, falls Zustellungen im

Verwaltungsstrafverfahren durch Staatsverträge mit dem Vertragsstaat des Wohnsitzes des verantwortlichen

Beauftragten oder auf andere Weise sichergestellt sind.

(5) Verletzt der verantwortliche Beauftragte auf Grund einer besonderen Weisung des Auftraggebers eine

Verwaltungsvorschrift, so ist er dann nicht verantwortlich, wenn er glaubhaft zu machen vermag, daß ihm die

Einhaltung dieser Verwaltungsvorschrift unzumutbar war.

(6) Die zur Vertretung nach außen berufenen Personen im Sinne des Abs. 1 sowie Personen im Sinne des Abs. 3

bleiben trotz Bestellung eines verantwortlichen Beauftragten – unbeschadet der Fälle des § 7 – strafrechtlich

verantwortlich, wenn sie die Tat vorsätzlich nicht verhindert haben.(6) Die zur Vertretung nach außen berufenen

Personen im Sinne des Absatz eins, sowie Personen im Sinne des Absatz 3, bleiben trotz Bestellung eines

verantwortlichen Beauftragten – unbeschadet der Fälle des Paragraph 7, – strafrechtlich verantwortlich, wenn sie die

Tat vorsätzlich nicht verhindert haben.

(7) Juristische Personen und eingetragene Personengesellschaften sowie die in Abs. 3 genannten natürlichen Personen

haften für die über die zur Vertretung nach außen Berufenen oder über einen verantwortlichen Beauftragten

verhängten Geldstrafen, sonstige in Geld bemessene Unrechtsfolgen und die Verfahrenskosten zur ungeteilten

Hand.(7) Juristische Personen und eingetragene Personengesellschaften sowie die in Absatz 3, genannten natürlichen

Personen haften für die über die zur Vertretung nach außen Berufenen oder über einen verantwortlichen

Beauftragten verhängten Geldstrafen, sonstige in Geld bemessene Unrechtsfolgen und die Verfahrenskosten zur

ungeteilten Hand.

III.römisch drei.

Erwägungen:

Aus den vorgelegten Unterlagen ergibt sich im Licht des soeben zitierten § 9 VStG nicht, dass die Beschwerdeführerin

rechtswirksam als verantwortliche Beauftragte gemäß § 9 Abs 2 VStG bestellt wurde. Über diese Bestellung ist in der

Bestellungsurkunde zur Gefahrgutbeauftragten nichts zu Mnden. Dass die Beschwerdeführerin Gefahrgutbeauftragte

gemäß § 11 GGBG ist, bedeutet noch nicht, dass sie auch für Übertretungen des GGBG durch die Firma B B GmbH

verwaltungsstrafrechtlich verantwortlich gemacht werden kann. Dies ist vielmehr gemäß § 9 Abs 1 VStG derjenige, der

die Firma nach außen vertritt, im gegenständlichen Fall also B B, der sich ohnedies schon im erstinstanzlichen

Verfahren als handelsrechtlicher Geschäftsführer schriftlich dazu bekannte.Aus den vorgelegten Unterlagen ergibt sich

im Licht des soeben zitierten Paragraph 9, VStG nicht, dass die Beschwerdeführerin rechtswirksam als verantwortliche

Beauftragte gemäß Paragraph 9, Absatz 2, VStG bestellt wurde. Über diese Bestellung ist in der Bestellungsurkunde zur

Gefahrgutbeauftragten nichts zu Mnden. Dass die Beschwerdeführerin Gefahrgutbeauftragte gemäß Paragraph 11,

GGBG ist, bedeutet noch nicht, dass sie auch für Übertretungen des GGBG durch die Firma B B GmbH

verwaltungsstrafrechtlich verantwortlich gemacht werden kann. Dies ist vielmehr gemäß Paragraph 9, Absatz eins,

VStG derjenige, der die Firma nach außen vertritt, im gegenständlichen Fall also B B, der sich ohnedies schon im

erstinstanzlichen Verfahren als handelsrechtlicher Geschäftsführer schriftlich dazu bekannte.

Dies hat auch die durchgeführte mündliche Verhandlung ergeben, bei der die Beschwerdeführerin einvernommen

werden konnte und glaubwürdig bestätigte, dass sie nie die verwaltungsstrafrechtliche Verantwortung übernommen

hätte.
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https://www.jusline.at/gesetz/ggbg/paragraf/11
https://www.jusline.at/gesetz/vstg/paragraf/9


Es war daher das Verwaltungsstrafverfahren gegen die Beschwerdeführerin gemäß § 45 Abs 1 Z 2 VStG zur Einstellung

zu bringen.Es war daher das Verwaltungsstrafverfahren gegen die Beschwerdeführerin gemäß Paragraph 45, Absatz

eins, Ziffer 2, VStG zur Einstellung zu bringen.

IV.römisch vier.

Unzulässigkeit der ordentlichen Revision:

Die ordentliche Revision ist unzulässig, da keine Rechtsfrage iSd Art 133 Abs 4 B-VG zu beurteilen war, der

grundsätzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenständliche Entscheidung von der bisherigen

Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung des

Verwaltungsgerichtshofes. Weiters ist die dazu vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht

als uneinheitlich zu beurteilen. Ebenfalls liegen keine sonstigen Hinweise auf eine grundsätzliche Bedeutung der zu

lösenden Rechtsfrage vor.Die ordentliche Revision ist unzulässig, da keine Rechtsfrage iSd Artikel 133, Absatz 4, B-VG

zu beurteilen war, der grundsätzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenständliche Entscheidung von der

bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung des

Verwaltungsgerichtshofes. Weiters ist die dazu vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht

als uneinheitlich zu beurteilen. Ebenfalls liegen keine sonstigen Hinweise auf eine grundsätzliche Bedeutung der zu

lösenden Rechtsfrage vor.

Landesverwaltungsgericht Tirol

Dr. Felizitas Schiessendoppler-Luchner

(Richterin)
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verwaltungsstrafrechtliche Verantwortung; Beschwerdeführerin wurde nicht rechtswirksam als verantwortliche

Beauftragte bestellt, Einstellung
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